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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 20/13 B 
 
L 3 SB 10/12 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 10 SB 94/08 (SG Stralsund) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Mecklenburg-Vorpommern, 
vertreten durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern, 
Erich-Schlesinger-Straße 35, 18059 Rostock, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Mai 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 16. Januar 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im vorgenannten Urteil Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt M.    

Q.            S.      , S.        , beizuordnen, wird abgelehnt. 
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Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.1.2013 hat das Landessozialgericht Mecklenburg-Vorpommern (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von 100 (anstelle 

des zuerkannten Grades von 80) sowie auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen 

des Merkzeichens aG verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der 

Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt und für das Beschwerdeverfah-

ren die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung seines prozessbevollmäch-

tigten Rechtsanwalts beantragt. Er beruft sich auf das Vorliegen einer grundsätzlichen Bedeu-

tung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschlie-

ßend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte Revisi-

onsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Ein-

zelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwir-

kung (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegrün-

dung nicht. 

 

Der Kläger hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage zu bezeichnen, die er für 

grundsätzlich bedeutsam hält. Der Hinweis, das LSG habe selbst ausgeführt, "dass eine Diver-

genz in medizinischer Hinsicht gegeben ist", betrifft keine Rechtsfrage, dh eine Frage, die aus-

schließlich mit juristischen Methoden beantwortet werden kann. Vielmehr bezieht sich die Frage 

auf die tatsächlichen Verhältnisse des vorliegenden Einzelfalles und zielt damit im Kern auf die 

vom LSG vorgenommene Beweiswürdigung, die der Kläger für unzutreffend hält. Dabei hat er 
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§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG unberücksichtigt gelassen, wonach ein geltend gemachter Ver-

fahrensmangel nicht auf eine Verletzung des insoweit einschlägigen § 128 Abs 1 S 1 SGG ge-

stützt werden kann. Soweit der Kläger damit auch eine unzutreffende Rechtsanwendung durch 

das LSG rügen wollte, kann er ebenfalls eine Revisionszulassung nicht erreichen (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7 S 10).  

 

Der Kläger will offenbar auch einen Verfahrensmangel mit dem Vorbringen behaupten, das LSG 

hätte eine weitere Sachverhaltsaufklärung von Amts wegen durchführen müssen. Macht ein 

Beschwerdeführer das Vorliegen eines Verfahrensmangels geltend, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann, so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels - wie bei 

einer Verfahrensrüge innerhalb einer zugelassenen Revision - zunächst die diesen Verfahrens-

mangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 14, 24, 34 und 36). Darüber hinaus ist die Darlegung zu verlangen, dass und warum 

die Entscheidung - ausgehend von der Rechtsansicht des LSG - auf dem Mangel beruhen kann, 

also die Möglichkeit der Beeinflussung des Urteils besteht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14 und 

36), es sei denn, es würden absolute Revisionsgründe gerügt, bei denen gemäß § 202 SGG 

iVm § 547 ZPO der Einfluss auf die Entscheidung unwiderlegbar vermutet wird.  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Darüber hinaus hat der 

Kläger unberücksichtigt gelassen, dass ein Verfahrensmangel auf eine Verletzung des insoweit 

einschlägigen § 103 SGG nur gestützt werden kann, wenn er sich auf einen Beweisantrag be-

zieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG). 

 

Da die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ohne Erfolg bleibt, steht ihm auch keine PKH 

unter Beiordnung seines Prozessbevollmächtigten zu (vgl § 73a Abs 1 SGG iVm §§ 114, 121 

ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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